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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Funcke, Henke und der Fraktionen 
der SPD, FDP 
~ Drucksache 7/2664 - 

betr. Anpassung des Wohnungsbaus und der Städteplanung 
an die Bevölkerungsstruktur 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 5. November 1974 - L 3 - 02 01 13 
- 3/2 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 

An der wohnungs- und städtebaulichen Entwicklung der Nach- 
kriegszeit ist in den letzten Jahren zunehmend und auch be- 
rechtigt Kritik geübt worden. 

Es sollte aber nicht übersehen werden, welche Schwierigkeiten 
in den ersten Nachkriegsj ähren zu bewältigen waren: Von den 
rd. 10 Millionen Wohnungen, die es vor dem Zweiten Welt- 
kriege im heutigen Gebiet der Bundesrepublik Deutschland gab, 
wurden rd. 2,3 Millionen durch Kriegseinwirkungen zerstört. 
Rund 13 Millionen Flüchtlinge, Heimatvertriebene und andere 
Zuwanderer mußten zusätzlich mit Wohnraum versorgt werden. 
Aus diesem Nachholbedarf entstanden zwangsläufig auch Ver- 
säumnisse und Fehlplanungen, die heute aufgeholt werden 
müssen. 

Ein unzureichendes Planungsinstrumentarium der Gemeinden, 
vor allem aber Grundstücks- und Bodenspekulationen führten 
dazu, daß die Bevölkerung aus den Stadtkernen in teilweise 
monotone Siedlungen an den Stadträndern verdrängt wurde. 

Die sozial-liberale Bundesregierung hat diese vielfältigen Män- 
gel und Unzulänglichkeiten erkannt und die notwendigen Kon- 
sequenzen daraus gezogen. Zur Bewältigung der Aufgabe, Woh- 
nungs- und Städtebau an den unterschiedlichen gesellschaft- 
lichen Bedürfnissen der Bevölkerung auszurichten, reicht das 
geltende Bundesbaugesetz nicht aus. Am 1. August 1971 trat das 
Städtebauförderungsgesetz in Kraft, das einen ersten Schritt 
zur Bekämpfung der Bodenspekulation bedeutete und vor allem 
das Planungsrecht der Gemeinden entscheidend verbessert und 
damit die Planung um neue Dimensionen erweitert hat. 
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Mit dem Entwurf einer von der Bundesregierung eingebrachten 
Novelle zum Bundesbaugesetz (Drucksache 7/2496), die dem 
Deutschen Bundestag zur Beratung vorliegt, wird diese Linie 
konsequent weiter verfolgt. Dieser Gesetzentwurf baut auf die 
Erfahrungen mit dem Städtebauförderungsgesetz auf. Bewährte 
rechtliche Instrumente wie Bau-, Nutzungs- und Modernisie- 
rungsgebot, ein verbessertes gemeindliches Vorkaufsrecht und 
der Planungswertausgleich sollen dazu beitragen, die Zukunft 
des Städtebaues sozialer zu gestalten. Dabei wird es insbeson- 
dere auch darauf ankommen, den Bürger selbst an der Planung 
seiner baulichen Umgebung so früh und so weit wie möglich 
zu beteiligen. Erst wenn diese Voraussetzungen geschaffen sind, 
werden die Planer in der Lage sein, weitere Schritte auf dem 
Weg zu einem „humanen Städtebau" zu tun. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt; 


1, Inwieweit nimmt die Bundesregierung Einfluß darauf, daß bei 
der Durchführung des Wohnungsbaues die natürliche Bevölke- 
rungsstruktur (alte Menschen, junge Familien, Behinderte, 
kinderreiche Familien, Alleinstehende und ausländische Arbeit- 
nehmer) in ausgewogenem Maße berücksichtigt wird? 

Die Durchführung des Wohnungsbaus obliegt nach der durch 
das Grundgesetz festgelegten Aufgabenverteilung den Ländern. 
Der Einwirkungsmöglichkeit des Bundes sind deshalb enge 
Grenzen gesetzt. Gleichwohl trägt die Bundesregierung - soweit 
dem Bund Zuständigkeiten bleiben - der Erkenntnis Rechnung, 
daß die sozialen Bedürfnisse der Bevölkerung stärker als bis- 
her im Wohnungs- und Städtebau zu berücksichtigen und mit 
den übrigen Entwicklungen in den Gemeinden zu verzahnen 
sind. 

Im Bereich des Wohnungsbaus hat die Bundesregierung den ihr 
verbleibenden Spielraum durch die „Richtlinien für den Einsatz 
von Bundesmitteln zur Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues" (z. Z. gültig in der Fassung vom 20. Dezember 1972, ver- 
öffentlicht im GMBl. 1973, S. 65 ff.) voll ausgeschöpft. Diese 
Richtlinien finden ihre Grundlage in § 19 Abs. 3 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes. Sie enthalten u. a. Auflagen für den 
Einsatz von Bundesmitteln und bestimmen, daß Wohnungen in 
Wohnanlagen in unterschiedlicher Wohnform (z. B. Ein- und 
Zweifamilienhäuser, Mehrfamilienhäuser) , unterschiedlicher 
Rechtsform (z. B. Eigentumswohnungen, Mietwohnungen) sowie 
nach Lage und Größe für unterschiedliche Haushaltsgrößen und 
für alle Altersgruppen zur Verfügung gestellt werden sollen. 
Dadurch soll eine ausreichende Wohnungsversorgung aller Be- 
völkerungskreise - entsprechend den unterschiedlichen Woh- 
nungsbedürfnissen - ermöglicht und eine ausgewogene Bevöl- 
kerungsstruktur erreicht werden. 

Besondere Rücksicht auf die Bevölkerungsstruktur, insbeson- 
dere auf die Bedürfnisse besonderer Bevölkerungsgruppen wie 
alte Menschen und kinderreiche Familien, nimmt darüber hin- 
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aus auch das von Bund und Ländern beschlossene Modernisie- 
rungsprogramm 1974. Aufgabe dieser Förderung ist es, durch 
gezielten Einsatz von Mitteln aus öffentlichen Händen Moderni- 
sierungsmaßnahmen anzuregen, 

— um die Wohnverhältnisse vor allem einkommensschwacher 
Mieter zu tragbaren Bedingungen zu verbessern, 

— um den Wohnwert erhaltungswürdiger Wohnungen zu si- 
chern oder zu erhöhen, 

— um die städtebauliche Funktion vor allem älterer Stadt- 
viertel zu erhalten oder zu verbessern. 

Das Programm sieht grundsätzlich die Förderung der Moderni- 
sierung in bestimmten, von Gemeinden, Ländern und Bund aus- 
gesuchten und festgelegten Modernisierungszonen vor. Damit 
wird der Wohnwert ganzer Wohnviertel in innerstädtischen Be- 
reichen erhöht, die Innenstädte werden neu belebt, die Teil- 
nahme gerade der besonderen Bevölkerungsgruppen am neu- 
zeitlichen Wohnkomfort wird ermöglicht 

Als Modernisierungszonen sollen zusammenhängende Teile 
von Gemeinden mit einem großen Anteil leistungsschwacher 
oder am Wohnungsmarkt benachteiligter Haushalte, zu denen 
insbesondere kinderreiche Familien, ausländische Arbeitneh- 
mer und Rentner zählen, ausgewiesen werden. Durch die damit 
verbundene Erhaltung der gewachsenen Stadtstrukturen wer- 
den diese Gebiete auch wieder für die übrigen Bevölkerungs- 
gruppen attraktiver. 

Dennoch übersieht die Bundesregierung nicht, daß insbesondere 
für die in der Frage genannten Gruppen, die jedoch nur einen 
Teil der Bevölkerungsstruktur ausmachen, auf dem Wohnungs- 
markt noch besondere Probleme bestehen. Sie ist deshalb be- 
strebt, die Förderungsprogramme verstärkt zugunsten dieser 
Gruppen einzusetzen. 

Im städtebaulichen Bereich ist den Gemeinden mit dem Städte- 
bauförderungsgesetz ein Instrumentarium an die Hand gegeben 
worden, das es ihnen ermöglicht, in bestimmten Bereichen eine 
Stadtplanung zu betreiben, die den sozialen Erfordernissen 
gerecht wird. Dabei sollen insbesondere die vorbereitenden 
Untersuchungen (§ 4) und der Sozialplan (§ 8) dazu beitragen, 
daß Wohnungsbau und Stadtentwicklung in diesen Gebieten 
„den Wohnbedürfnissen einer sich wandelnden Gesellschafts- 
struktur besser angepaßt werden". 

Am 27. September 1974 hat der Deutsche Bundestag darüber 
hinaus in 1. Lesung den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbaugesetzes 

— Drucksache 7/2496 - beraten. Dieser Gesetzentwurf sieht wei- 
tere Maßnahmen und rechtliche Mittel vor, die den Gemeinden 
die Möglichkeit eröffnen sollen, stärker als bisher die indivi- 
duellen und sozialen Bedürfnisse der unterschiedlichen Bevöl- 
kerungsgruppen zu berücksichtigen und in eine umfassende 
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kommunale Entwicklungsplanung einzubeziehen. In diesem 
Zusammenhang sind vor allem zu nennen: 

— Die städtebauliche Entwicklungsplanung (§ 1), 

— die verstärkte Beteiligung der Bürger an der Bauleitpla- 
nung (§ 2), 

— die Ausweisung von Flächen für den sozialen Wohnungsbau 
und bestimmte Bevölkerungsgruppen (§ 9, Abs. 1 Nr. 6), 

— der Sozialplan (§ 13 a). 


2. Welche Möglichkeiten modellhafter Förderung und Anregung 
sieht die Bundesregierung zur Anpassung des Wohnungsbaues 
und der Stadtplanung an die sich wandelnden individuellen und 
sozialen Bedürfnisse der Bewohner? 

Die Bundesregierung hat im Weg modellhafter Förderung zur 
Anpassung des Wohnungs- und Städtebaues an die Bedürf- 
nisse der Bewohner beigetragen; 

Mit dem Wettbewerb „Flexible Wohnungsgrundrisse" wurden 
die bautechnischen Voraussetzungen zur Raumaufteilung nach 
individuellen Bedürfnissen erprobt. Die im Rahmen der Ver- 
suchs-, Vergleichs- und Demonstrativbauvorhaben realisierten 
Wettbewerbsprojekte in Dortmund, Hamburg, Geislingen und 
Ulm fanden in der Öffentlichkeit und der Wohnungswirtschaft 
außerordentliches Interesse. Die Mehrkosten für die versetz- 
baren Trennwände erwiesen sich dabei, gemessen an der er- 
reichten Wohnungsqualität, als relativ gering. 

Bereits jetzt läßt sich feststellen, daß nicht nur fast alle Be- 
wohner bzw. Bewerber von der angebotenen Flexibilität Ge- 
brauch machten und eine den jeweiligen Wohn Vorstellungen 
entsprechende individuelle Raumaufteilung wählten, sondern 
daß sich auch eine Vielzahl gerade deshalb für diese Wohnun- 
gen interessierte. 

Im Rahmen der Versuchs-, Vergleichs- und Demonstrativbau- 
maßnahmen rücken über die bautechnischen und wirtschaft- 
lichen Fragen hinaus die gesellschaftspolitischen Anforderungen 
an den Städtebau immer mehr in den Vordergrund. Deshalb 
fördert die Bundesregierung verstärkt die Entwicklung von 
Sonderwohnformen, z. B. für alte Menschen, kinderreiche Fa- 
milien, für Alleinstehende und andere Personengruppen. 

Darüber hinaus fördert die Bundesregierung im Rahmen dieses 
Programms im Jahre 1974 fünf Vorhaben unter der Bezeichnung 
„Kommunikatives Wohnen". Diese Bauten werden u. a. mit 
Gemeinschafts-, Hobby- und Spielräumen, mit Spielanlagen, 
Beatkellern und Saunen ausgestattet. Damit gibt die Bundes- 
regierung Beispiel und Anregung für die Anpassung des Woh- 
nungsbaues an sich wandelnde individuelle und soziale Bedürf- 
nisse. 

Schließlich trägt die Bundesregierung durch ihre verstärkten 
Forschungsaktivitäten dazu bei, Grundlagen, über den wirt- 
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schaftlichen und sozialen Wandlungsprozeß zu ermitteln: Die 
in Auftrag gegebenen zahlreichen Forschungsarbeiten werden 
grundlegende Erkenntnisse auch für den Wohnungs- und Städte- 
bau bringen. Die Bundesregierung hat kürzlich ein mittelfristi- 
ges Forschungsprogramm Raum- und Siedlungsentwicklung 
(MFPRS) veröffentlicht, das sich u. a. mit der Erforschung von 
Problemen benachteiligter Gruppen im Rahmen der Raum- und 
Siedlungsentwicklung befaßt. 


3. Welche Anstöße werden von den Ergebnissen der Bundeswett- 
bewerbe Elementa 72 und INTEGRA erwartet? 

Der Wettbewerb „Elementa" diente der Demonstration von 
Wohnungsbausystemen, die aus vorgefertigten, typisierten Ele- 
menten bestehen und auch bei differenzierten Bauaufgaben aus- 
reichend große Herstellungsserien zu günstigen Preisen ermög- 
lichen. Ansatzpunkt war demnach die Fertigungstechnik unter 
dem Aspekt der Kostensenkung, d. h. die Ausschöpfung aller 
Vorteile, die sich aus dem Übergang von handwerklicher zu 
industrieller Produktion ergeben. Mit den sieben prämiierten 
Bausystemen wurden bislang fünf Bauten im Rahmen der Ver- 
suchs-, Vergleichs- und Demonstrativbauvorhaben teilweise 
fertiggestellt. In welchem Umfang sich die Bausysteme als 
Schrittmacher der Entwicklung erweisen, kann z. Z. noch nicht 
übersehen werden. Jedoch ist das mittelbare Ziel des Wett- 
bewerbs, einen Impuls zur Anwendung von vorgefertigten, 
typisierten Bausystemen zu geben, als erfüllt anzusehen. 

Der Wettbewerb INTEGRA soll vor allem dazu beitragen, das 
Angebot an Wohnformen auch im innerstädtischen Bereich zu 
erweitern. Gleichzeitig sollen die Ergebnisse helfen, die Bau- 
preise zu stabilisieren. 

Die eingereichten Wettbewerbsarbeiten lassen erkennen, daß 
industrielle Produktion die funktionale und gestalterische 
Qualität keineswegs beeinträchtigt. Die gewonnenen Erkennt- 
nisse sind nunmehr in praktischen Bauvorhaben zu erproben 
und zu demonstrieren. 
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